
Artikel 17 a
Ehewohnung und Haushaltsgegenstände

Die Nutzungsbefugnis für die im Inland belegene Ehewohnung und die im Inland befindlichen Haushaltsgegenstände sowie damit zusammenhängende Betretungs-, Näherungs- und Kontaktverbote unterliegen den deutschen Sachvorschriften.
A.  Allgemeines

1.  Bisheriger Rechtszustand

1

Für die Regelung der Nutzungsbefugnisse an der Ehewohnung und für die Zuweisung ehelichen Hausrats sollte nach der bisher (wohl) vorwiegenden Auffassung für die Dauer des Getrenntlebens Art. 14 EGBGB berufen sein, während für die Zeit nach Rechtskraft des Scheidungsurteils Art. 17 EGBGB allg. für maßgeblich gehalten wurde, weitere Einzelheiten gleich im Folgenden; wobei auch formalisierte Trennungsverfahren nach ausl. Recht zur Wohnungszuweisung bzw. Hausratsregelung einbezogen sein sollten. Verfahrensrechtliche Einzelheiten haben wir wie sonst unserer lex fori entnommen, zu weiteren Einzelheiten unten Rz. 16; bei Streitigkeiten der Eheleute im Inland sind sie auch dann von der Zuständigkeit des FamG ausgegangen, wenn das ausl. Recht, das in der Sache prägend wurde, die Dinge selbst anders einschätzte, ein Punkt, der gerade bei Streitigkeiten unter türk. Eheleuten um die Herausgabe von Geschenken eine besondere Rolle gespielt hat und die Zuständigkeit der allg. Zivilgerichte festlegen sollte, dazu OLG Düsseldorf, FamRZ 1995, 1280 und Dörr/Hansen, NJW 1995, 2753 (2762) und NJW 1996, 2698 (2707). Damit war die Zuweisung von Hausrat und Ehewohnung ehewirkungsrechtlich qualifiziert, vgl. zuletzt Finger, FuR 2000, 1 und 64; zur unterhaltsrechtl. Behandlung über (damals noch) Art. 18 EGBGB, aber die Bestimmung ist ohnehin aufgehoben, vgl. AUG als dt. AusführungsG der UnterhaltsVO, BGBl. 2011 I 898,  mit der Anwendbarkeit dt. Aufenthaltsrechts, weil der Ast. wegen seines Aufenthalts in Deutschland sein Verfahren meist hier führt, OLG Karlsruhe, IPrax 1993, 417 und Brudermüller, FamRZ 1999, 193 (204), weitere Nachw. aus der Rspr. bei Palandt/ Heldrich, Art. 17 EGBGB Rz. 18, während eine sachenrechtl. Anknüpfung über die lex rei sitae kaum noch für richtig gehalten wurde, so aber früher OLG Stuttgart, FamRZ 1990, 1356, die ebenfalls dt. Recht berufen hätte. Allerdings erfasst die (dt.) lex rei sitae den Eigentumserwerb der Wohnung oder der in der Wohnung befindlichen Gegenstände nach der (dt.) lex resitae, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 17 EGBGB Rz. 273 und 293; MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 104 wollte im Einzelnen unterscheiden, ob die Regelung zur Ehewohnung und zum Hausrat, die erfolgen sollte, insgesamt unterhaltsrechtl. Prägung aufweist und (etwa) in eine unterhaltsrechtliche Vereinbarung aufgenommen ist und/oder bei der Berechnung/Festlegung des Unterhalts Berücksichtigung gefunden hat, wobei inzwischen die Regeln der EuUnterhaltsVO bzw. des Haager Protokolls mit dt. DurchfG (AUG), dazu BGBl. 2011 I 898, maßgeblich sind oder ob sie »unabhängig von (der unterhaltsrechtl.) Bedürftigkeit zur Beseitigung von Konfliktherden und zur Ermöglichung einer Entspannung oder vielleicht sogar Versöhnung« getroffen wurde, wobei so die ohnehin zu optimistischen Einschätzungen in BT-Drucks. 10/2888 S. 16 zu § 1361 b BGB wiedergegeben und kollisionsrechtl. umgeformt sind. In aller Regel werden aber sämtliche (oder die meisten) der genannten Ziele angesprochen sein, ohne dass eine weitere Aufteilung oder Zuordnung gelingen könnte, zu unterschiedlichen Fallkonstellationen und zu weiteren Folgen vgl. Weber, IPrax 1990, 95 (97); guter Überblick auch bei Kropholler, Intern. Privatrecht, 4. Aufl. 2001, § 45 II S. 336.

1 a

Materiell-rechtl. und für das Verfahren haben sich bei uns die Bestimmungen zur Verteilung der Haushaltsgegenstände und zur Regelung der Rechtsverhältnisse an der ehelichen Wohnung geändert, vgl. dazu §§ 1568 a und b (mit erster Übersicht bei Finger, FamFR 2010, 169), 200 ff. FamFG.

2

Bei der Regelung der Rechtsverhältnisse an Hausrat und Ehewohnung kommt richterlicher Gestaltungsbefugnis besonderes Gewicht zu. Häufig werden Entscheidungen, die schon für die Dauer des Getrenntlebens getroffen werden, nach der Ehescheidung so oder noch einmal abgeändert fortgesetzt, und deshalb brachte die ehewirkungsrechtliche Behandlung nach Art. 14 EGBGB zur späteren Anknüpfung über Art. 17 EGBGB keine weiteren Brüche in der Sache und bei der Rechtsanwendung. Art. 3 Abs. 3 EGBGB schied als Grundlage für beide Bereiche jedenfalls aus, so aber KG, EzFamRaktuell 1997, 94; dagegen auch Solomon, IPrax 1997, 81; weitere Nachw. bei Palandt/Heldrich, Art. 13 EGBGB Rz. 13 und OLG Frankfurt, FamRZ 1994, 633 (634).

3

Kannte das aus Art. 14 EGBGB oder für die Zeit nach Rechtskraft des Scheidungsurteils aus Art. 17 EGBGB berufene Recht keine oder keine aus unserer Sicht passenden und ausreichenden Rechtsbestimmungen zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Ehegatten für Ehewohnung und ehelichen Hausrat, sollte im Wege der Anpassung/Angleichung vorzugehen sein, wenn wir Restbestandteile dort für uns als Grundlage für die Entscheidungsfindung vorfinden konnten; sonst konnte, Art. 6 EGBGB, dt. Recht als Ersatzrecht maßgeblich werden, dazu OLG Frankfurt, FamRZ 1994, 633 (634) und MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 104; zum türk. G zum Schutz der Familie vgl. FamRZ 1998, 732, zu § 1361 d BGB (GewaltschutzG) BT-Drucks. 14/5429; zu wohnungsrechtlichen Fragen dabei Finger, WuM 2001, 313. Anders als bei statusbegründenden oder statusverändernden Rechtsakten stellen sich bei der richterl. Zuweisung der Wohnung oder der Verteilung des Hausrats (im Inland) im Verhältnis zum jeweiligen Heimatland keine Anerkennungsfragen, die für uns wesentlich sein könnten, zur Zuweisung einer Ferienwohnung in der Schweiz vgl. KG, FamRZ 1974, 198, allg. Erman/Dieckmann, Vorbem. § 1 HausrVO Rz. 14 (noch zum alten Recht); für uns ist also wesentlich, dass wir eine sachgerechte Entscheidung treffen, nicht so sehr, dass sie im Heimatland dann auch Anerkennung findet (anders als bei der Ehescheidung).

4

Dagegen war bei uns immer schon (nahezu einhellig) anerkannt, dass im einstweiligen/vorl. Anordnungsverfahren dt. Recht zur Anwendung kommt, wobei Schutzbedürfnisse des in Deutschland lebenden Ast. und der gemeinsamen Kinder ebenso wesentlich werden sollten wie die Schwierigkeiten bei der Ermittlung ausl. Rechts gerade in Eilverfahren, das keine Verzögerungen zulasse, zu Einzelheiten vgl. die Nachw. bei Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 287 f. und Finger, FuR 2000, 1 und 64; Henrich, Int. Familienrecht, S. 146 f. und (als Beispiel) OLG Frankfurt, FamRZ 1991, 1190. Dann lag die Anwendbarkeit dt. Sachrechts in allen anderen Fällen (ebenfalls) nicht ganz fern, denn

–

wir haben ausl. Recht herangezogen, wenn dt. Standards im Wesentlichen eingehalten erschienen, sonst

–

dt. Recht (als Ersatzrecht) und

–

dt. Recht stets im einstw./vorl. Anordnungsverfahren,

–

und dann wäre nur ein kleiner Schritt gewesen, dt. Recht in allen Fällen wegen der Auswirkungen bei uns zur Grundlage zu wählen.

Enthielt das sonst berufene Sachrecht für die Verteilung des ehelichen Hausrats keine eigenen Regeln oder sollte sie den allg. Eigentumsverhältnissen folgen, haben wir diese Ergebnisse jedenfalls hingenommen, wobei wir auch keine weiteren Korrekturen zum Schutz des dt. oder in Deutschland lebenden Teils angebracht haben, Art. 6 EGBGB (inl. ordre public), sondern die ausl. Regeln wie dort üblich herangezogen haben, dazu OLG Hamm, NJW-RR 1998, 1542 (Mazedonien); zur Aufteilung von Entschädigungsansprüchen/Entschädigungszahlungen aus einer Hausratsversicherung vgl. OLG Hamm, FamRZ 1999, 299 (Kroatien).

2.  Art. 17 a EGBGB; BT-Drucks. 14/5429

5

Art. 17 a EGBGB idF des GewaltschutzG, BT-Drucks. 14/5429, bringt für die dt. Ehewohnung und den im Inland befindlichen Hausrat (nicht: ehelichen Hausrat) dt. Sachvorschriften unmittelbar zur Anwendung, ohne dass dem sonst (vielleicht) berufenen ausl. Recht und seiner Reichweite zu folgen und zwischen den einzelnen Verfahren (Hauptsache oder einstw./vorl. Anordnung) noch zu unterscheiden wäre, dazu gerade Rz. 4 mit Nachw. Unsere Vorschriften zur Wohnungszuweisung haben wir verändert, insbesondere in § 1361 b BGB und mit den nun geschaffenen Abwehrmöglichkeiten des verfolgten und misshandelten Partners; Schutz gewähren wir dabei nicht nur für Eheleute, sondern auch für gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften und in nichtehelichen Verbindungen, dazu Meder, FuR 2001, 193, wobei wir – besonders wenig überzeugend – dann aber noch einmal zwischen inl. Partnern aus einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft (sie können auf die Regeln des GewaltschutzG zurückgreifen) und Ausländern unterscheiden, denn für sie fehlt eine kollisionsrechtliche Regel, die zum dt. Recht führen könnte. Für gleichgeschlechtliche Lebenspartner in registrierter Lebenspartnerschaft verweist Art. 17 b EGBGB auf das Recht des registerführenden Staates, dabei meist auch dt. Recht, denn die Partner werden hier leben, wobei ihnen nachträglich die Anmeldung in Deutschland/ Registrierung selbst dann offen steht, wenn sie im Ausland bereits vorausgegangen ist (aber nur so bringen sie dann für die künftigen Zeiträume dt. Recht zur Anwendung).

6

Art. 17 a EGBGB verweist für die Zuweisung der Ehewohnung und für die Rechtsverhältnisse an Hausratsgegenständen unmittelbar auf die Sachvorschriften des dt. Rechts für Eheleute, die in Deutschland leben, §§ 1568 a und 1568 b BGB, so dass diese Regeln unmittelbar auch für die Zuweisung der inl. Ehewohnung mit Erweiterungen für Betretungs-, Näherungs- und von Kontaktverbote zur Anwendung kommen. Angesprochen sind unmittelbar Eheleute; für gleichgeschlechtliche Lebenspartner gilt Art. 17 b EGBGB, vgl. dazu gerade Rz. 5, aber für die Partner aus einer nichtehelichen Verbindung fehlt eine entspr. kollisionsrechtliche Regelung, so dass die materiell-rechtl. Veränderungen, die sonst auch Partnern im Inland offenstehen, bei Auslandsbezug ohne Auswirkungen bleiben.

6 a

Art. 17 a EGBGB gilt dabei nicht nur für die Trennungszeit, so aber Erman/Hohloch, Art. 17 a EGBGB Rz. 9, sondern auch im Scheidungsverfahren und für die gerichtl. Regelung nach Rechtskraft des Scheidungsurteils, wie hier Palandt/Heldrich, Art. 17 a EGBGB Rz. 1 mit weiteren Nachw.; a. A. Erman/Hohloch, Art. 17 a EGBGB Rz. 9 mit im Wesentlichen systematischer Begründung – schließlich stehe Art. 17 a EGBGB in unmittelbarem Zusammenhang zu Art. 17 EGBGB, und im Übrigen beschränke sich der Wortlaut der Bestimmung auf die »Nutzung«, nicht auf die endgültige Entscheidung, ebenso Staudinger/Mankowski, Art. 17 a EGBGB Rz. 16. Doch wäre diese interne Aufteilung – für die Trennungszeit Art. 14 EGBGB mit ehewirkungsrechtl. Qualifikation, sonst Art. 17 EGBGB – eher verwirrend und wenig folgerichtig.

B.  Voraussetzungen; Wirkungen; Rechtsfolgen

1.  Inl. Ehewohnung

7

Für die Zuweisung der im Inland belegenen Ehewohnung und für damit »zusammenhängende Betretungs-, Näherungs- und Kontaktverbote« kommen nach Art. 17 a EGBGB unmittelbar die Sachvorschriften des dt. Rechts zum Zuge, dazu gerade Rz. 6, für die weiteren Sperren und richterlichen Verbote gleich Rz. 8. Angesprochen ist dabei vor allem § 1361 b BGB, dazu zuletzt OLG Köln, FamRZ 2001, 761. Verfahrensrechtl. Einzelheiten – Zuständigkeiten, Ablauf; Hauptsache oder Eilverfahren – entnehmen wir wie sonst unserer lex fori, dazu Rz. 16 f. Materiell-rechtl. ist auch der nichteheliche Lebenspartner in »reinen Inlandsfällen« in den besonderen Schutzbereich, vgl. dazu gleich im Folgenden, das GewaltschutzG einbezogen, sonst aber nicht; kollisionsrechtl. findet diese Regelung aber keine Entsprechung, dazu gerade Rz. 5 und 6, soweit die Rechtsverhältnisse an der Partnerschaftswohnung und die Verteilung des Partnerhausrats betroffen sind. Lediglich der gleichgeschlechtliche Lebenspartner verschafft sich über Art. 17 b EGBGB Zugang zum dt. Recht, denn seine Lebenspartnerschaft wird bei Lebensführung in Deutschland meist auch bei uns registriert sein, so dass dt. Recht als Recht des registerführenden Staates gilt, vgl. gerade Rz. 5 und 6. Allerdings halten wir für nichteheliche Verbindungen (auch) materiell-rechtl. keine Verteilungs- und Zuweisungsvorschriften für die Wohnung bereit, in der die Partner gelebt haben, soweit nicht gerade die Bestimmungen des GewaltschutzG eingreifen. Nach ital. Heimatrecht gebührt »die Wohnbefugnis in der Familienwohnung .. in erster Linie dem Elternteil, dem die Kinder anvertraut sind oder mit dem volljährige Kinder zusammenleben«. »In jedem Fall hat der Richter bei der Wohnungszuweisung die wirtschaftlichen Verhältnisse der Eheleute und die Gründe der Entscheidung zu bewerten und den schwächeren Ehegatten zu begünstigen«, zu Einzelheiten Finger, FuR 2000, 1 (4 mit Nachw.); Hohloch (Hrsg.)/Vecchi, S. 298 (Rz. 182 ff.) und die Mitt. des ital. Justizministeriums v. 8. 12. 1995 auf eine Anfrage des AG Wiesbaden (53 F 502/95-21), Jb. ItalR 1998, 325 und 326, aber durch die (in der Zwischenzeit eben für uns angeordnete) Anwendbarkeit dt. Sachrechts wird sich an den Ergebnissen wenig ändern.

8

Dabei erfasst Art. 17 a EGBGB nur die im Inland belegene Ehewohnung und den hier befindlichen ehelichen Hausrat und insoweit die kollisionsrechtliche Behandlung von Streitverhältnissen; für Rechtsverhältnisse im Ausland wird dt. Gerichten aber auch meist die internat. Zuständigkeit fehlen, vgl. gleich Rz. 9. Ausl. Regelungen etwa des Güterrechts bleiben für uns ohne Bedeutung, so im Verhältnis zu Frankreich im Güterstand der communauté aux acquêts, dazu auch 6.9.2 (dt.frz. Wahlgüterstand), vgl. bei uns § 1383 BGB, doch müssen dann die güterrechtl. Beziehungen schon beendet sein (und ohnehin wird nicht § 1361 b BGB oder § 1568 a Grundlage für die beantragte Gerichtsentscheidung).

2.  Ausl. Ehewohnung

9

Liegt die Ehewohnung im Ausland, gilt Art. 17 a EGBGB dagegen nicht. Den Ausbau der besonderen Anknüpfungsregel zur Allseitigkeit sollten wir nicht vornehmen, dazu auch Erman/Hohloch, Art. 17 a EGBGB Rz. 8, und streitige Verfahren über die Regelung der Rechtsverhältnisse unter Eheleuten über die eheliche Wohnung stets Belegenheitsrecht, lex rei sitae, unterwerfen, denn Art. 17 a EGBGB will gerade und nur die in Deutschland befindlichen Räumlichkeiten erfassen. Damit kann in diesen Fällen Art. 14 EGBGB Grundlage werden, ehewirkungsrechtliche Anknüpfung, und für die Zeit nach Rechtskraft des Ehescheidungsverfahrens kommt Art. 17 EGBGB zur Anwendung, zu Einzelheiten Rz. 1–4; zur Wohnungszuweisung nach österr. Recht vgl. §§ 81 f. (österr.) EheG; für die Türkei G zum Schutz der Familie, FamRZ 1998, 732, während eine unterhaltsrechtl. Anknüpfung nur bei entspr. Ausrichtung des berufenen ausl. Rechts maßgeblich wird, dazu auch Staudinger/Voppel, § 1361 a BGB Rz. 77 und Koritz, FPR 2010, 572 (573). Wie sonst haben wir eine ausl. Weiterverweisung auf das Recht eines dritten Staates zu beachten oder der Rückverweisung auf dt. Recht zu folgen, etwa wenn dort der Wechsel aus einer bisher gemeinsamen Staatsangehörigkeit zu einem anderen Staat – selbst zu Deutschland – für beachtlich erklärt wird, der für uns sonst bedeutungslos bliebe, vgl. Art. 14 EGBGB Rz. 9 und 10 a. E. mit Nachw.; Hohloch (Hrsg.), Internat. Scheidungs- und Scheidungsfolgenrecht, S. 471. Enthält das berufene Auslandsrecht passende Vorschriften, die ausreichenden Schutz gerade für den schwächeren Teil bewirken, wenden wir sie an, und bleiben sie hinter unseren Vorstellungen zurück, müssen wir letztlich über Art. 6 EGBGB, ordre public, nach dt. Sachrecht vorgehen, wenn eine Anpassung/Angleichung misslingt, zu weiteren Einzelheiten Art. 6 EGBGB Rz. 17 und 36 f. mit Nachw. Bei Belegenheit der Ehewohnung im Ausland werden durchgängig dt. Gerichte allerdings internat. nicht zuständig sein, vgl. zu weiteren Einzelheiten dabei Rz. 17.

3.  Nutzungsbefugnisse

10

Dt. Sachvorschriften gelten auch für besonders festgelegte Nutzungsbefugnisse, die sich auf die im Inland belegene Ehewohnung beziehen, vgl. dazu § 1568 a BGB. Der Partner, dem die Wohnung durch gerichtl. Entscheidung übertragen wird (ausgestaltet ist § 1568 a BGB als »Anspruchsgrundlage«, so dass Klageanträge eines Gatten gegen den anderen zu richten sind) tritt zum Zeitpunkt des Zugangs der Mitteilung der Ehegatten über die Überlassung an den Vermieter oder mit Rechtskraft der Endentscheidung im Wohnungszuweisungsverfahren an Stelle des zur Überlassung verpflich​teten Ehegatten in ein von diesem eingegangenes Mietverhältnis ein oder setzt ein von beiden eingegangenes Mietverhältnis allein fort, so dass Auswirkungen auf die Rechtsbeziehungen zum Mieter zwangsläufig eintreten; § 563 Abs. 4 BGB gilt entsprechend, § 1568 Abs. 3 Satz 1 und 2 BGB. Das Außenverhältnis zum Vermieter ist aber weiterhin schuldrechtl. zu beurteilen, vgl. dazu früher AG Hanau, FamRZ 1995, 887 zu Art. 137 türk. ZGB; OLG Düsseldorf, FamRZ 1993, 575 (576) und OLG Stuttgart, FamRZ 1990, 1355 (1357); zum türk. G zum Schutz der Familie FamRZ 1998, 732. Zu ihm tritt der »Mieter«/Nutzer damit in eine Rechtsbeziehung wie ein anderer »Mieter«/Nutzer auch.

4.  Näherungs-, Betretens- und Kontaktverbote

11

Einbezogen in Art. 17 a EGBGB sind die in § 1 GewaltschutzG erfassten Maßnahmen zum Schutz vor Gewalt und Nachstellungen, dazu Breidenstein, FamFR 2012, 172, der allerdings nicht Art. 17 a EGBGB für die passende Grundlage hält, sondern die Bestimmungen der Verordnung Nr. 864/2007 (Rom II) v. 11.7.2007, ABl. EG Nr. L 199/40, mit einer deliktsrechtlichen Qualifikation, so dass nach Art. 4 Abs. 2 und 3 Rom II und bei gewöhnlichem Aufenthalt des verletzten Teils außerhalb Deutschlands das Recht dieses Staates maßgeblich wird, Götz/Brudermüller, FamRZ 2011, 1840 (1842), ablehnend Wagner, IPrax 2008, 314 (316) und Erman/Hohloch, Art. 17 a EGBGB Rz. 12 (nach seiner Auffassung kommen deliktsrechtliche Regeln nur dann zur Anwendung - Art. 40, 41 Abs. 1 und 2 EGBGB -, wenn die Störungen "außerhalb der Ehewohnung" erfolgen, etwa am Arbeitsplatz, denn sie seien dann nicht vom Schutzbereich der Norm erfasst; Staudinger/Mankowski, Art.17 a EGBGB Rz. 26. Danach kann das Gericht insbesondere anordnen, dass der Täter

–

die Wohnung der verletzten Person nicht betritt,

–

sich in einem bestimmten Umkreis der Wohnung der verletzten Person nicht aufhält,

–

andere, im Einzelnen zu bestimmende Orte nicht aufsucht, an denen sich die verletzte Person regelmäßig aufhalten muss,

–

Verbindungen zur verletzten Person vermeidet, auch unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln,

–

und kein Zusammentreffen mit der verletzten Person herbeiführt, soweit dies nicht zur Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich ist, Betretungs-, Näherungs- und Kontaktverbote (Stalking). Bei Belegenheit der Wohnung in Deutschland gilt folglich dt. Sachrecht. Auch für die in §§ 1 und 2 GewaltschutzG vorgesehene Näherungs-, Betretens- und Kontaktverbote sind die Bestimmungen des GewaltschutzG Grundlage, Art. 17 a EGBGB, allerdings nur soweit sich Ehegatten (kollisionsrechtlich) gegen Verfolgung und Nachstellung zur Wehr setzen und sich die gerichtl. Sperren und Verbote auf Hausrat oder Ehewohnung be​ziehen (»zusammenhängen«). Verfahrensrechtlich gelten im Inland §§ 200 ff. FamFG bzw. für Gewaltschutzsachen §§ 210 ff. FamFG. Für gleichgeschl. Lebenspartner ist ebenfalls dt. Recht bestimmend, wenn Deutschland insoweit registerführender Staat ist, Art. 17 b EGBGB. Aber »einfache« nichteheliche Partner bleiben ungeschützt, wenn ihr Heimatstaat nicht ähnliche Abwehrbefugnisse gewährt, die wir zur Grundlage nehmen können und die wir im Inland, falls nur die besonderen Voraussetzungen vorliegen, in ihren Anwendungsbereich einbeziehen. Soweit §§ 1 und 2 GewaltschutzG nicht unmittelbar »polizeirechtliche« Anordnungsbefugnisse einschließen, gelten die besonderen Regeln des internat. öffentl. Rechts; zu Räumungsfristen § 721 ZPO.
11a

Art. 17 a EGBGB bleibt bei der Trennung in nichteheliche Lebensgemeinschaften ohne Bedeutung, dazu Finger, FuR 2001, 197 (198) und Erman/Hohloch, Art. 17 a EGBGB Rz. 11.

11b

Auch für den Schutz von Kindern der beteiligten Ehegatten legt Art. 17 a EGBGB nicht die (kollisionsrechtliche) Rechtsanwendung fest, dazu Erman/Hohloch, Art. 17 a EGBGB Rz. 12; vielmehr kommen insoweit die üblichen Regelungen für das Sorgerecht (bzw. für Vormundschaft und Pflegschaft) zur Anwendung, Erman/Hohloch, Art. 17 a EGBGB Rz. 12 a.E. mit weiteren Nachw.
5.  Im Inland belegene Haushaltsgegenstände
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Nach Art. 17 a EGBGB ist schließlich die Verteilung inl. Haushaltsgegenstände zu beurteilen. Dt. Sachrecht erfasst allerdings nur den Hausrat der Eheleute, doch kommt die Regel auch für registrierte Lebenspartner in Betracht, für die sonst die Vorschriften des dt. LebenspartnerschaftsG gelten. Parteien, die in »einfacher« nichtehelicher Lebensgemeinschaft leben, sind wiederum kollisionsrechtl. ausgeschlossen, aber für sie stehen auch materiell-rechtlich bei uns keine besonderen Verteilungsregeln bereit.

6.  Ausländische Haushaltsgegenstände
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Für ausl. Haushaltsgegenstände und damit zusammenhängende Maßnahmen zum Schutz des verletzten Teils gilt Art. 17 a EGBGB dagegen nicht. Anzuknüpfen ist in einem Verfahren bei uns ehewirkungsrechtlich, Art. 14 EGBGB, und für die Zeit nach Rechtskraft des Ehescheidungsurteils nach Art. 17 EGBGB. Häufiger als bei der Regelung der Rechtsverhältnisse an der Ehewohnung, die im Ausland liegt, wird dabei für die Entscheidung dt. Gerichte die Regelungsbefugnis fehlen (internationale bzw. örtl. Zuständigkeit – Inlandsbezug, Art. 6 EGBGB; weitere Einzelheiten dort Rz. 17 und 36 f.).

7.  Rechtsfolgen

14

Liegen die Voraussetzungen aus Art. 17 a EGBGB vor, behandeln wir bei einer Entscheidung durch dt. Gerichte die Rechtsverhältnisse an der Ehewohnung, die im Inland liegt, und an den im Inland befindlichen Hausrat nach dt. Sachrecht, wobei sich aus den dt. Bestimmungen auch die jeweilige Reichweite, ihre Wirkungen und Folgen ergeben.
8.  Vorfragen 
15

Vorfragen knüpfen wir wie sonst (regelmäßig) selbständig an, also insbesondere für die Wirksamkeit der Ehe und der Eheschließung oder einer im Ausland bereits ausgesprochenen Ehescheidung, zu Einzelheiten vgl. Allg. Teil/Siehr, S. 39.

9.  Eigentum; schuldvertragl. Forderungen

16

Ansprüche, die ein Ehegatte auf sein Eigentum stützt, beurteilen sich nach der lex rei sitae, zu weiteren Einzelheiten Art. 17 EGBGB Rz. 87. Doch kann der inhaltliche Bezug zur Ehe überwiegen und letztlich prägend werden, so dass Art. 14 EGBGB oder Art. 17 EGBGB unmittelbar maßgeblich wird und die Rechtsanwendung festlegt, dazu Art. 17 
EGBGB Rz. 87 und OLG Hamm, FamRZ 1992, 963 (965). Schuldvertragliche Forderungen werden nach ihren eigenen Regeln behandelt, doch kann wiederum bei entspr. enger Verbindung ihre familienrechtl. Versorgungs– und Ausgleichsfunktion Übergewicht gewinnen und eine ehewirkungsrechtl., Art. 14 EGBGB, oder scheidungsrechtl. (als Nebenfolge der Scheidung, Art. 17 EGBGB), manchmal unterhaltsrechtl., bisher Art. 18 EGBGB, aber die Bestimmung ist aufgehoben, vgl. dazu schon Rz. 1 und BGBl. 2011 I 898, oder güterrechtl. Einordnung und Behandlung nach sich ziehen, Art. 15 EGBGB, vgl. für die Morgengabe Art. 17 EGBGB Rz. 87 mit Nachw.
C.  Verfahren

1.  Lex fori; Ablauf

17

Verfahrensrechtl. Einzelheiten beurteilen wir wie sonst nach dt. Recht, lex fori, vgl. dazu § 200 ff. FamFG. Materiell-rechtlich gilt § 1568 b BGB. Im Verfahren kann das Gericht (in Haushaltssachen) jedem Ehegatten aufgeben, die Haushaltsgegenstände anzugeben, deren Zuteilung er begehrt, eine Aufstellung sämtlicher Haushaltsgegenstände einschl. deren genauer Bezeichnung vorzulegen oder eine vorgelegte Aufstellung zu ergänzen, sich über bestimmte Umstände zu erklären, eigene Angaben zu ergänzen oder zum Vortrag eines anderen Beteiligten Stellung zu nehmen oder bestimmte Belege vorzulegen und ihm hierzu eine angemessene Frist setzen, § 206 Abs. 1 FamFG.

2.  Zuständigkeiten

a)  International

18

Zur Regelung der Rechtsverhältnisse an der Ehewohnung und zur Verteilung von Hausratsgegenstände fehlen eigene Bestimmungen zur internat. Zuständigkeit, vgl. dazu §§ 98 ff. FamFG. Deshalb leiten wir sie aus der örtl. Zuständigkeit ab, § 105 FamFG, vgl. Keidel/ Kuntze/Winkler, § 64 FGG Rz. 18 a f. Wie die Zuständigkeiten für die Hauptsache sind die Zuständigkeiten für einstw. Maßnahmen zu beurteilen, soweit Hausrat und Ehewohnung betroffen sind, Garbe/Andrae, Rz. 258. Sind dt. Gerichte nach unseren autonomen Regeln zur Sachentscheidung berufen, sind sie auch im einstw. Anordnungsverfahren zuständig. Nicht maßgeblich sind die europarechtl. Bestimmungen der EuGVO oder der VO Nr. 2201/2003, dazu auch Erman/Hohloch, Art. 17 a EGBGB Rz. 13. Zum »ehelichen Güterstand« nach Art. 1 Abs. 2 a) VO Nr. 44/2001 (EuGVVO) zählen zwar alle »vermögensrechtlichen Beziehungen«, die sich unmittelbar aus der Ehe oder ihrer Auflösung ergeben, aber dazu gehören eben nicht die Rechtsverhältnisse am Hausrat und der Ehewohnung, dazu auch Geimer, IPrax 1992, 5 (6); Koritz, FPR 2010, 572 (573); zur VO Nr. 2201/2003 und ehelichem Hausrat Rausch, FuR 2001, 151 und Koritz, FPR 2010, 572 (573); MünchKomm/Rauscher, § 105 FamFG Rz. 5. Allenfalls können daher Gerichte in Ehesachen (soweit sie nach den europarechtl. Bestimmungen internat. zuständig sind) einstw. Maßnahmen nach Art. 12 VO Nr. 2201/2003 treffen, sofern ein inhalt. Zusammenhang mit einem eheauflösenden Verfahren nach deren Regeln besteht, dazu auch Fuchs/Tölg, ZfRV 2002, 95 (102), vgl. auch § 198 für den Verbund von Scheidungs- und Scheidungsfolgesachen, denn Streitigkeiten um Hausrat und Ehewohnung können in den Verfahrensverbund einbezogen werden, dazu § 137 Abs. 2 Nr. 3 FamFG.

19

Für Ehesachen und Folgeverfahren, dazu § 137 FamFG (im Scheidungsverbund) beurteilt sich also die internat. Zuständigkeit dt. Gerichte nach § 98 FamFG bzw. den vorrangigen Regeln der VO Nr. 2201/2003 unter den Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung (Dänemark nimmt nicht teil). Deshalb können wir weiter als sonst zur Entscheidungszuständigkeit dt. Gerichte (auch) für die im Ausland belegene Ehewohnung gelangen, deutlich anders allerdings a. A. Garbe/Andrae, Rz. 256 mit Nachw. und MünchKomm/Winkler von Mohrenfels, Art. 17 a EGBGB Rz. 29; wie hier Staudinger/Mankowski, Art. 17 a EGBGB Rz. 31 und AnwKomm/Gruber, Art. 17 a EGBGB Rz. 25.

b)  Örtlich

20

Für die örtliche Zuständigkeit gilt § 201 FamFG, dazu auch gerade Rz. 18; sie ist wie nach früherem Recht ausschließlich, BGH, FamRZ 1978, 582 mit Anm. Jauernig, FamRZ 1978, 675.

c)  Sachlich

21

Sachlich zuständig ist (ausschließlich) das FamG, vgl. § 111 Nr. 5 FamFG; zur Rückschaffung von Haushaltsgegenständen, die ein Gatte aus der Ehewohnung eigenmächtig entfernt hat, gerade Rz. 18.

d)  Verbundzuständigkeit/Verbundunzuständigkeit

22

Mit Rechtshängigkeit der Ehesache wechselt die Zuständigkeit für ein bisher isoliert betriebenes Verfahren für die Ehewohnung oder zum Hausrat zum Gericht der Hauptsache; das zunächst zuständige Gericht hat die Angelegenheit nach dort abzugeben, § 202 FamFG. Mit Antragstellung entsteht der Verfahrensverbund, § 137 FamFG. Notwendige Verbundsache (ohne Antrag) ist nur der Versorgungsausgleich in Inlandsfällen, zur Abgrenzung Art. 17 Abs. 3 EGBGB, vgl. im übrigen § 133 Abs. 1 zum notwendigen Inhalt der Antragschrift im Ehescheidungsverfahren.

e)  Ausl. Zuständigkeiten/Rechtshängigkeit

23

Ausl. Zuständigkeiten sind aus unserer Sicht nicht vorrangig, selbst wenn sie dort ausschließlich sein sollten, weil ausl. Recht diese Ausschließlichkeit für sich beansprucht; denn ausl. Verfahrensvorschriften begründen bei uns keine gerichtl. Unzuständigkeiten oder Verfahrenssperren. Andererseits beachten wir die im Ausland bereits eingetretene Rechtshängigkeit, falls sie aus unserer Sicht in zumutbarer Zeit zu einem Abschluss führt. Wird die Angelegenheit im Ausland tatsächlich nicht verfolgt, sind daher dt. Gerichte – im isolierten oder im Verbundverfahren – international zuständig, zu Einzelheiten Gruber, FamRZ 1999, 1563; ders., FamRZ 2000, 1129 und Finger, FuR 1999, 310, so dass insoweit entspr. Sperren im Verhältnis zur nachträglichen Verfahrenseinleitung im Ausland (dt. Rechtshängigkeit) begründet werden, soweit wir die Dinge zu beurteilen haben. Überschneidungen können allerdings eintreten, wenn im Ausland die bei uns begründete Rechtshängigkeit gerade nicht beachtet wird.

f)  Anerkennung ausl. Entscheidungen, insbes. für Lebenspartner

23 a

Das Verfahren zur Regelung der Rechtsverhältnisse an der gemeinsamen Wohnung und der Hausratsgegenstände.

3.  Vollstreckungsrecht

24

Vollstreckungsrechtl. Einzelheiten folgen unserer lex fori, also (etwa) Vollstreckungsschutz durch das Vollstreckungsgericht, § 765 a ZPO, zur Bewilligung von Räumungsfristen allg. § 721 ZPO. Für Gewaltschutzsachen gelten zudem §§ 885 Abs. 1 ZPO (Bestellung eines Zustellungsbevollmächtigten) und 892 a ZPO (Hinzuziehung eines Gerichtsvollziehers bei jeder Zuwiderhandlung gegen eine gerichtl. Unterlassungsverfügung).

4.  Einstw. Verfügung

25

§ 940 a ZPO ist durch das GewaltschutzG erweitert; einstw. Verfügungen können nicht mehr nur wegen verbotener Eigenmacht ergehen, sondern auch bei »einer konkreten Gefahr für Leib oder Leben« des Ast., vgl. BT-Drucks. 14/5429 S. 7.

5.  Rechtsmittel

26

Statthaftes Rechtsmittel gegen die erstinstanzliche Entscheidung ist die (einfache) Beschwerde, für die die allgem. Wertgrenzen gelten. Sonst sind die allg. Bestimmungen maßgeblich. Anwaltszwang erfasst nur das Verbundverfahren. OLG-Entscheidungen sind unanfechtbar, dazu BGH, FamRZ 1979, 232 und FamRZ 1980, 234 noch zum früheren Recht; die die Berufung oder Beschwerde als unzulässig verworfen hat, BGH, FamRZ 1980, 670 und FamRZ 1980, 234; zur Beschwerde bei einer gerichtl. eingeräumten Räumungsfrist vgl. gerade Rz. 24 und OLG Bamberg, FamRZ 2001, 691. Im Übrigen bleibt das einstw. Anordnungsverfahren nach §§ 49 ff. FamFG (mit Beschwerde nach § 57 Abs. 1 Nr. 5 FamFG).

6.  Kosten

27

Für die Kosten und die Entscheidung für sie sind im isolierten Verfahren §§ 80 ff. FamFG Grundlage. Im Verbundverfahren gelten die dabei üblichen Regeln, vgl. § 1591 FamFG.

7.  Einstw./vorl. Anordnungen/einstw. Verfügung

28

Auch im Hausratsverfahren kann der Richter nach den allgem. Bestimmungen im Hausratsverfahren und zur Zuweisung der Ehewohnung einstw. Anordnungen treffen, §§ 49 ff. FamFG. Im Übrigen soll er die Maßnahmen ergreifen, die zur weiteren Durchführung der Entscheidung notwendig sind. Insbesondere kann er, wenn der Ehemann alleiniger Mieter des Mietverhältnisses ist, weitere Anordnungen erlassen, insbesondere die Kündigung des Mietverhältnisses untersagen, dazu § 49 Abs. 2 S. 2 FamFG.

29

§ 940 a ZPO ist ergänzt, dazu schon Rz. 25.

8.  Anerkennung ausl. Entscheidungen

30

Für die Anerkennung ausl. Entscheidungen in Deutschland wird § 108 FamFG Grundlage. Wie früher, erfolgt sie im Rahmen sonstiger Rechtsstreitigkeiten, Inzidentfeststellungen, dann aber ohne ein besonderes Verfahren, § 108 Abs. 1 FamFG. Beteiligte, die ein rechtl. Interesse haben, können allerdings eine Entscheidung über die Anerkennung oder Nichtanerkennung einer ausl. Entscheidung nicht vermögensrechtl. Inhalts beantragen, § 108 Abs. 2 FamFG (Anerkennungsfeststellung). Anerkennungshindernisse ergeben sich aus § 109 FamFG. Für ausl. Scheidungsurteile gilt nun § 107 FamFG. Bei Verfahren zur Regelung der Rechtsverhältnisse an der gemeinsamen Wohnung und der Haushaltsgegenstände der Lebenspartner in der registrierten Partnerschaft ist die Anerkennung einer ausl. Entscheidung ausgeschlossen, wenn die Gegenseitigkeit nicht verbürgt ist, vgl. auch Art. 17 b EGBGB Rz. 54 b.
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